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Im Telegrammstil nach Dubai

Der Begriff „Telegramm“ kommt urspr�nglich aus
dem Griechischen und bedeutet so viel wie „Fern-
schrift“. Wer h�tte ahnen kçnnen, dass diese Be-
deutung noch einmal so passend wird, als sich
2013 in Russland ein Messenger-Dienst so be-
nannte und fortan unter „Telegram“ firmierte.
Heute hat das Unternehmen seinen Sitz nicht mehr
im fernen Russland, sondern im noch ferneren
Dubai – und ist selbst schwer zu erreichen.
Denn wie weit entfernt Dubai selbst in Zeiten
allumfassender Vernetzung �ber Messenger-
Dienste sein kann, musste zuletzt schmerzlich
das Bundesamt f�r Justiz erfahren: Seit Mitte
vergangenen Jahres will es Telegram Dokumente

zustellen, mit denen der Dienst
auf verschiedene Verstçße nach
dem Netzwerkdurchsetzungsge-
setz (NetzDG) hingewiesen wer-
den soll. Anfang dieses Jahres
lag noch immer kein Zustell-
nachweis aus Dubai vor. Eine
�bermittlung per gutem alten
Fernschreiber w�re wohl zuver-
l�ssiger, aber letztlich auch nicht

rechtskonformer gewesen.
Rechtskonformit�t und Telegram scheinen ohne-
hin das Yin und Yang der diesj�hrigen medien-
rechtlichen Diskussion zu sein. Schon die Frage,
ob sich Telegram �berhaupt an die NetzDG-Re-
geln halten muss, entzweit den Diskurs: Urspr�ng-
lich war Telegram lediglich ein Messenger-Dienst.
Erst im Laufe der Zeit kamen Funktionen hinzu,
die eher einem Sozialen Netzwerk zuzuordnen
sind. Das NetzDG soll per definitionem aber nur
f�r Plattformen gelten, die „dazu bestimmt“ sind,
soziale Netzwerke zu sein. Ist das bei Telegram
der Fall und ist die Plattform heutzutage mehr als
ein reiner Messenger-Dienst? Denn als solcher
w�rde die App durch das Telekommunikations-
recht reguliert bzw. w�rde sie die Freiheiten eines
Telekommunikationsdienstes genießen. Das
NetzDG und diesbez�glich das Bundesamt f�r Jus-
tiz k�men nicht zum Zuge.
Derzeit scheint es aber ohnehin wenig gangbar,
Telegram unmittelbar zu verpflichten: Zustellung
und Anwendbarkeit des NetzDG vorausgesetzt,
m�sste sich Telegram den Regeln auch beugen
wollen oder sanktioniert werden kçnnen. Liegt
eine praktikablere und schnellere Lçsung darin,
die App-Stores einzubeziehen? Diese kçnnten Te-
legram grunds�tzlich anmahnen, sanktionieren,
befristet sperren, dauerhaft sperren etc. – die Mçg-
lichkeiten, hier Druck auszu�ben, sind vielf�ltig.
Womit wir bei Apple und Google w�ren. Einig zu
sein scheinen sich Politik und Rechtswissenschaft
noch in dem Punkt, dass die App-Store-Betreiber

eine wichtige Mittlerrolle zwischen Staat und Te-
legram einnehmen kçnnen, wenn es darum geht,
die Plattform wissen zu lassen, nach welchen Re-
geln sie in Deutschland spielen soll. Uneinigkeit
besteht hingegen darin, wie man dies an Google
und Apple adressiert und welche Maßnahmen die
App-Stores anschließend ergreifen sollen. W�h-
rend aus der Politik zuletzt des �fteren der
Wunsch zu vernehmen war, sich mit Google und
Apple an einen Tisch zu setzen, um schließlich zu
erreichen, dass Telegram aus den App-Stores ge-
lçscht wird, w�re der formaljuristische Weg ein
anderer: Nach den Regelungen des Medienstaats-
vertrages (MStV) unterliegen „Medieninterme-

di�re“, zu denen auch App-Stores z�hlen, gewis-
sen Diskriminierungsverboten und Transparenz-
pflichten. Das heißt, sie m�ssen mçglichst alle
Apps gleichbehandeln, d�rfen keine App-Anbieter
diskriminieren und m�ssen �ber die Behandlung
der App-Anbieter sogar transparent Rechenschaft
ablegen. Beaufsichtigt wird das Ganze von den je-
weils zust�ndigen Landesmedienanstalten. Diese
w�ren es, die Google und Apple an den Tisch bit-
ten kçnnten, um sich erkl�ren zu lassen, warum die
App-Stores es zulassen, dass Telegram in steter
Regelm�ßigkeit gegen die Nutzungsbedingungen
der Stores verstçßt und so wenig gegen Hass, Het-
ze und Desinformation unternimmt. Es gibt f�r die
Gespr�che mit Apple und Google also durchaus
auch einen offiziellen Dienstweg.
Welcher Weg auch immer als der erfolgverspre-
chendere anzusehen sein mag: Zuletzt war zu ver-
nehmen, dass Telegram wohl erste besonders radi-
kale Kan�le gelçscht hat. Der Druck und der infor-
melle Austausch scheinen also zu wirken.
Dennoch ist nicht zu erwarten, dass dieses Katz-
und Mausspiel kurzfristig beendet werden wird.
�brigens auch nicht durch den Digital Services
Act (DSA). Dieser wird zwar dabei helfen, die Re-
gelungen f�r Plattformen und Soziale Netzwerke
europaweit zu harmonisieren und die europarecht-
lichen Bedenken gegen das NetzDG und den MStV
auszur�umen. Aber auch nach den dann geltenden
neuen Regelungen wird ein Brief nach Dubai in
Dubai erst einmal ankommen m�ssen, um Rechts-
folgen – welcher Art auch immer – auszulçsen.
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